Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudisadie V/ 2299 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

137. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 29. November 1967 

138. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 30. November 1967 

139. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 1. Dezember 1967 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


] . Abgeordneter Welche Konsequenz muß nach Ansicht der 
Jung Bundesregierung aus der vom Direktor des 

Gesamtverbandes Gemeinnütziger Wohnungs- 
unternehmen anläßlich der Mitgliederver- 
sammlung des Instituts für Städtebau, Woh- 
nungswirtschaft und Bausparwesen vorgetra- 
genen Erkenntnis gezogen werden, daß eine 
geeignete Finanzierungsbasis für Wohnungs- 
bauten heute nicht gegeben und auch für die 
nächste Zeit nicht zu erwarten sei? 


2. Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
Kubitza gierung aus der von den öffentlichen Bau- 

sparkassen am 15. November mitgeteilten Tat- 
sache zu ziehen, daß fast jedes dritte junge 
Großstadt-Ehepaar eine Wohnung sucht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 

3. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung die Ausle- 

Frau Freyh g^ng des Bundesverfassungsgerichts in der 

Entscheidung vom 18. Juli 1967 zum Begriff 
„öffentliche Fürsorge'' (Artikel 74 Nr. 7 des 
Grundgesetzes) im Hinblick auf eine bundes- 
einheitliche Ausbildungsförderung? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 

4. Abgeordneter Wann wird das Bundesgesundheitsministerium 

Büttner die Rechtsverordnung zu § 34 a des Arznei- 

mittelgesetzes vorlegen, die endgültig zu klä- 
ren hat, welche Arzneimittel mit welchen Fut- 
termitteln als Trägerstoff gemäß § 34 Abs. 1 
Nr. 4 a abgegeben werden dürfen, sofern de- 
ren bestimmungsgemäße Verfütterung als ver- 
einbar mit dem Schutz der menschlichen und 
tierischen Gesundheit anzusehen ist? 
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5. Abgeordneter Wird bei der Abfassung der in Frage 4 er- 

Büttner wähnten Verordnung beachtet, daß bereits 

nach § 4 b Nr. 2 des Lebensmittelgesetzes die 
Verfütterung hormonhaltiger Stoffe verboten 
ist? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


6. Abgeordneter 

Borm 


Wie hoch sind die veranschlagten Kosten für 
die Werbebeilage zum einjährigen Bestehen 
der neuen Regierung? 


7. Abgeordneter Darf aus der wiederholten Versendung von 

Freiherr gedruckten Protokollen des Kuratoriums Un- 

von Gemmingen teilbares Deutschland durch den Neuen Vor- 
wärts-Verlag Nau & Co. geschlossen werden, 
daß neuerdings eine regelmäßige Geschäfts- 
beziehung zwischen dem Kuratorium und sei- 
nen Geldgebern auf der einen und der Drucke- 
rei Neuer Vorwärts-Verlag Nau & Co. auf der 
anderen Seite besteht? 


8. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung veranlaßt, die 
Moersch Steyler-Mission mit der Herausgabe eines 

Bildbandes „Die deutsche Bundesregierung" 
zu beauftragen und diesen Bildband dann zu 
vernichten? 


9. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die kürzlich vom 
Borm Berlin-Beauftragten des Bundeskanzlers, Ernst 

Lemmer, geäußerte Ansicht, er halte ein Be- 
harren auf dem Alleinvertretungsanspruch für 
falsch? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


10. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Aktion Sühnezeichen finanziell so zu un- 
terstützen, daß sie in die Lage versetzt wird, 
die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung derjenigen jungen Menschen zu entrich- 
ten, die als Botschafter guten Willens in an- 
erkannter Weise dazu beitragen, das Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland 
zu steigern? 


11. Abgeordneter Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
Borm gegenüber der Erklärung des jugoslawischen 

Staatssekretärs Pavicevie ein, er bedaure, daß 
die Bundesregierung immer noch keine Schritte 
zum Abschluß eines Abkommens über die 
Rechtslage der etwa 100000 jugoslawischen 
Gastarbeiter in der Bundesrepublik Deutsch- 
land getan habe? 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2299 


12. Abgeordneter 

Josten 


13. Abgeordneter 

Josten 


14. Abgeordneter 

Dr. Frerichs 


15. Abgeordneter 

Dr. Frerichs 


16. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


17. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


18. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


19. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung die Förderung der deutschen Sprache in 
der auswärtigen Kulturpolitik zu steigern? 


Wann ist im Auswärtigen Amt mit der Bildung 
eines eigenen Referats zur Sprachförderung 
zu rechnen? 

Ist der Neubau des Botschaftsgebäudes der 
Bundesrepublik Deutschland in Moskau abhän- 
gig von der Bereitstellung eines angemesse- 
nen Geländes für den Neubau der Botschaft 
der UdSSR im bundeshauptstädtischen Raum? 


Hat die Bundesregierung dem Botschafter der 
UdSSR in der Bundesrepublik Deutschland 
eine verbindliche Zusage hinsichtlich der Be- 
schaffung eines geeigneten Grundstückes für 
den Neubau einer Botschaft bis zu einem be- 
stimmten Termin gegeben? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, der französischen Regierung mitzu- 
teilen, daß sie auf die Einsetzung eines 
deutsch-französischen Sonderausschusses zur 
gemeinsamen Untersuchung der Zusammen- 
hänge zwischen Außenpolitik und Strategie 
verzichte? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung über die künftige Zusammenarbeit in Fra- 
gen der Strategie im Rahmen des deutsch- 
französischen Vertrages? 


Welche Informationen hat die Bundesregie- 
rung über die Wirkung der Wahlergebnisse 
der NPD bei den letzten Landtagswahlen und 
deren Parteitag in Hannover auf das Ansehen 
Deutschlands im Ausland? 

Was tut die Bundesregierung, um das Aus- 
land über die tatsächliche Bedeutung der 
rechts- und linksradikalen Gruppen und deren 
Bekämpfung durch die Bundesregierung auf- 
zuklären? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


20. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, sich in ihrem 
Frau Funcke Einflußbereich dafür einzusetzen, daß die frei- 
en Mitarbeiter von Rundfunkanstalten bei der 
Honorargestaltung nach Einführung der Mehr- 
wertsteuer nicht schlechter gestellt werden als 
unter dem geltenden Umsatzsteuersystem? 


3 



Drudcsaciie V/2299 


21. Abgeordneter 

Sänger 


22. Abgeordneter 

Sänger 


23. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


24. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


25. Abgeordneter 

Kubitza 


26. Abgeordneter 

Dr. Rinsche 


27. Abgeordneter 

Dr. Rinsche 


28. Abgeordneter 

Dr. Rinsche 
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Auf welcher Rechtsgrundlage beruht die Aus- 
kunft, die das Auswärtige Amt auf Anfragen 
gegeben hat, daß „grundsätzlich eine Beför- 
derung zwei Jahre vor der Pensionierung aus- 
geschlossen isp'? 


In welcher Beziehung steht zu der in Frage 21 
erwähnten Auskunft die Bestimmung des Ar- 
tikels II § 3 des Gesetzes zur Änderung des 
Bundespolizeibeamtengesetzes vom 8. Mai 
1967 (BGBl. I S. 518)? 


Entspricht der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegebene föderalistische Aufbau unter 
dem Gesichtspunkt der technischen, wirt- 
schaftlichen und soziologischen Entwicklung 
der letzten Jahre noch der heutigen Zeit? 


Hält die Bundesregierung die mehr oder we- 
niger aus geschichtlichen Zufälligkeiten gege- 
bene Zahl der vorhandenen Bundesländer aus 
allen Gesichtspunkten für optimal bzw. ist nach 
Meinung der Bundesregierung eine geringere 
Zahl der deutschen Bundesländer anzustreben? 


Ist die Bundesregierung bereit, vor einer Dis- 
kussion über die Erhöhung der Rundfunk- und 
Fernsehgebühren mit den Ländern das Ge- 
spräch über die Neuordnung des Rundfunk- 
wesens in der Bundesrepublik Deutschland zu 
suchen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um durch eine verbindlich vorgeschrie- 
bene allgemeine Anwendung moderner Plan- 
spielmethoden bei der Erarbeitung von Ge- 
setzentwürfen den Verwaltungsaufwand bei 
der späteren Durchführung der Gesetze mög- 
lichst gering zu halten und damit eine über- 
mäßige personelle und finanzielle Belastung 
der ausführenden Stellen, z. B. der Kommu- 
nalverwaltungen oder nachgeordneten Behör- 
den zu vermeiden? 


Werden Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
in absehbarer Zeit so gestaltet werden können, 
daß ihre verwaltungsmäßige Bearbeitung mit 
den Methoden der Elektronischen Datenver- 
arbeitung (EDV) ermöglicht und erleichtert 
wird? 


Wie steht die Bundesregierung zu der Forde- 
rung, jedem Gesetzentwurf einen Anhang bei- 
zufügen, der Angaben und Alternativprogno- 
sen über den zu erwartenden Verwaltungsauf- 
wand und die EDV-Tauglichkeit des betref- 
fenden Gesetzes enthält? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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29. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


Hält die Bundesregierung die Regelung in 
§113 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes, 
wonach nur der berufsmäßige Dienst im frü- 
heren Reichsarbeitsdienst innerhalb der ruhe- 
gehaltsfähigen Dienstzeit berücksichtigt wird, 
noch für angemessen? 


30. Abgeordneter In welchem Zusammenhang mit der von der 
Mertes Bundesregierung zum Leitsatz erhobenen „So- 

zialen Symmetrie" steht das Angebot des Bun- 
desinnenministers, die Löhne und Gehälter im 
öffentlichen Dienst vom 1. Januar 1969 an um 
2Vo zu erhöhen? 


31. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte für 
Mertes die Richtigkeit der von der Gewerkschaft der 

Polizei vorgetragenen Meinung, daß die Poli- 
zei in der Bundesrepublik Deutschland vor 
allem aus Geldmangel an einer besseren Ar- 
beit gehindert werde? 


32, Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich das 
Deutsche Fernsehen — wie zuletzt im Falle 
linksradikaler Krawallaktionen auf der Frank- 
furter Buchmesse und in der Vorlesung des 
Bundesministers Prof. Carlo Schmid — durch 
vorher abgesprochene Registrierung und über- 
triebene Publizierung zum Helfershelfer ge- 
setzwidriger Unternehmungen machen kann? 


33. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um ein mögliches Zusammenwirken zwischen 
Rechtsbrechern und Fernsehteams angesichts 
der Tatsache zu verhindern, daß es sich hier 
um Vorgänge handelt, die Recht und Sicher- 
heit gleichermaßen gefährden wie die politi- 
sche Stabilität des Staates, in dem wir leben? 


34. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um in Gesprächen mit den Bundeslän- 
dern darauf hinzuwirken, daß die deutschen 
Fernsehanstalten eine Konzeption für Schul- 
fernsehsendungen erarbeiten? 


35. Abgeordneter 

Dorn 


Wie hoch ist gegenwärtig der Mangel an Kri- 
minalbeamten beim Bund und in den Ländern 
zu beziffern? 


36. Abgeordneter 

Dorn 


Wie teuer würde die Einrichtung eines polizei- 
eigenen Bildfunknetzes in der Bundesrepublik 
Deutschland zu stehen kommen? 


37. Abgeordneter In welcher Weise gedenken Bundeskriminal- 
Dorn amt und Bundesregierung die Erfahrungen mit 

Fahndungsberichten in der sogenannten Mas- 
senpresse, in Illustrierten und im Fernsehen 
für die künftige Fahndungsarbeit nutzbar zu 
machen? 


Drucksache V/2299 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


38. Abgeordneter 

Dr. Tamble 


39. Abgeordneter 

Dr. Tamble 


40. Abgeordneter 

Mertes 


41. Abgeordnete 

Frau Funcke 


42. Abgeordnete 

Frau Funcke 


43. Abgeordneter 

Opitz 


44. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


45. Abgeordneter 

Matthöfer 


In welchem Umfang hatte das Land Schleswig- 
Holstein Anteil an den beiden Investitions- 
haushalten dieses Jahres? 

Welche Schwerpunktprogramme sind mit den 
Mitteln der Investitionshaushalte in Schles- 
wig-Holstein gefördert worden? 

Wie gedenkt die Bundesregierung in Zusam- 
menarbeit mit den Bundesländern die Anre- 
gung von Bundesfinanzminister Strauß zu ver- 
wirklichen, daß jedes Finanzamt in der Bun- 
desrepublik 20 Angestellte einsparen könne? 

War der Bundesregierung bewußt, daß sie mit 
der kurz vor Einführung der Mehrwertsteuer 
in Kraft gesetzten Zwölften Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1967 (Wa- 
ren aus Temperguß) kurzfristig und unerwar- 
tet die Sätze für die Entlastung der Altvor- 
räte bei den Herstellern von Temperguß- 
fittings und den zahlreichen Sanitär- und Ei- 
sengroßhändlern und Installateuren ermäßigt 
hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Zwölfte 
Verordnung zur Änderung des Deutschen Zoll- 
tarifs 1967 erst am 2. Januar 1968 in Kraft 
zu setzen, um die unerwünschte Rückwirkung 
auf die Entlastung der Altvorräte bei Einfüh- 
rung der Mehrwertsteuer zu vermeiden? 

Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 
— wie der Hamburger Senator Heinsen am 
21. November bekanntgab — der Zeitplan für 
die Finanzreform nicht eingehalten und der 
Regierungsentwurf dem Bundestag wahr- 
scheinlich nicht einmal bis zu den Parlaments- 
ferien zugeleitet werden kann? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den soeben 
veröffentlichten Plan der Arbeitsgemeinschaft 
selbständiger Unternehmer, die Förderung der 
Vermögensbildung breiter Schichten durch Um- 
wandlung eines Teils der Einkommensteuer in 
Staatsanleihen mit der Stärkung der Investi- 
tionsfähigkeit der Unternehmen zu verbinden? 

Warum darf nach § 5 Abs. 1 der Lohnsteuer- 
Durchführungsverordnung ein Jubiläumsge- 
schenk des Arbeitgebers steuerfrei gegeben 
werden, wenn es anläßlich des zehnjährigen 
Arbeitsjubiläums, nicht jedoch, wenn es erst 
anläßlich des fünfzehnjährigen Arbeitsjubilä- 
ums erfolgt, obwohl doch der Arbeitnehmer 
dann fünf Jahre länger auf dieses Geschenk 
warten mußte? 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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46, Abgeordneter Wäre es in Anbetracht der dadurch entstehen- 
Matthöfer den Ungerechtigkeit nicht zweckmäßig, die in 

Frage 45 erwähnten Vorschriften entsprechend 
zu’ ändern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


47. Abgeordneter 

Geldner 


48. Abgeordneter 

Lange 


49. Abgeordneter 

Strohmayr 


50. Abgeordneter 

Strohmayr 


51. Abgeordneter 

Dr. Huys 


52. Abgeordneter 

Dr, Lenz 
(Bergstraße) 


Hält die Bundesregierung Hinweise darauf, 
daß die Benzinpreise beim Inkrafttreten und 
bei der Erhöhung der Mehrwertsteuer am 1. 
Januar sowie am 1. Juli 1968 erneut spürbar 
ansteigen werden, für sachlich gerechtfertigt? 

Hat die Bundesregierung Anlaß, anzunehmen, 
daß die von ihr bemängelten Werbemethoden 
der Vertriebsorganisationen ausländischer In- 
vestmentgesellschaften im Bundesgebiet ohne 
gesetzliche Grundlagen allein auf dem Ver- 
einbarungswege abgestellt werden können? 

Ist die Bundesregierung bereit, öffentliche 
Textilaufträge nicht mehr in solche EWG- 
Länder zu vergeben, die die deutsche Textil- 
industrie bei Auftragsvergaben grundsätzlich 
nicht berücksichtigen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bezirks Südbayern der IG Textil-Bekleidung, 
daß eine beschleunigte Verabschiedung des 
Textilkennzeichnungsgesetzes dringend erfor- 
derlich ist, damit der Verbraucher nicht länger 
mit minderwertigen Importen übervorteilt 
werden kann? 

Bezieht sich die im Bundesanzeiger Nr. 209 
vom 8. November 1967 vom Bundeswirt- 
schaftsministerium im Einvernehmen mit dem 
Bundesjustiz- und dem Bundesfinanzministe- 
rium herausgegebene Verlautbarung, wonach 
Höchst-, Fest-, Mindest- und Markenpreisre- 
gelung von den Preisvorschriften des Mehr- 
wertsteuergesetzes unberührt bleiben, auch 
auf die von der EWG-Kommission festgesetz- 
ten Agrarpreise? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten, daß die Teilnahme der Europäischen Ge- 
meinschaften auf internationalen Messen und 
ähnlichen Veranstaltungen hohen Wert und 
volle Bedeutung erlangen würde, wenn die 
Pavillons der Mitgliedstaaten in ein und dem- 
selben Teil des Ausstellungsgeländes zusam- 
mengefaßt werden könnten (Antwort der Kom- 
mission auf die schriftliche Anfrage Nr. 162 
von Herrn Vredeling, Mitglied des Europäi- 
schen Parlaments, vom 31. Oktober 1967)? 


Drucksache V/2299 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


f Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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53. Abgeordneter Warum ist auf der Weltausstellung in Mon- 

Dr. Lenz treal nicht nach dem in Frage 52 aufgezeig- 

(Bergstraße) ten Grundsatz verfahren worden? 


54. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


Ist die Bundesregierung bereit, die deutschen 
Vertreter in den Vorbereitungsgremien für 
internationale Ausstellungen zu ersuchen, sich 
in Zukunft für die Zusammenfassung der Pa- 
rierung der Mitgliedstaaten in ein und dem- 
selben Teil des Ausstellungsgeländes einzu- 
setzen? 


55. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung gemäß dem 
Genscher Ersuchen des Deutschen Bundestages in seiner 

Entschließung vom 16. März 1961 den Entwurf 
eines Gesetzes über Bausparkassen vorlegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


56. Abgeordneter 

Logemann 


57. Abgeordneter 

Logemann 


58. Abgeordneter 

Logemann 


59. Abgeordneter 

Jung 


60. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


Treffen Presseberichte zu, wonach die Bauer- 
Corporation unter Umgehung von EWG-Be- 
stimmungen 5000 Tonnen Butter aus DDR- 
Lieferungen mit Wissen des Bundesernäh- 
rungsministeriums als EWG-Erzeugnis an Ita- 
lien verkauft hat? 

Welche Erklärung hat die Bundesregierung 
gegebenenfalls für die Duldung eines solchen 
in Frage 56 erwähnten EWG-widrigen Ge- 
schäfts durch das Bundesernährungsministe- 
rium? 

Muß durch den in Frage 56 erwähnten Vorfall 
damit gerechnet werden, daß die Tolerierung 
des Interzonenhandels durch die EWG-Part- 
nerländer ernstlich gefährdet wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche 
Schwierigkeiten sich für den Pfälzer Obst- 
und Gemüsehandel, zu dessen größten Märk- 
ten (Ruhrgebiet, Hamburg, Berlin) die hollän- 
dische und belgische Konkurrenz ohnehin gün- 
stiger gelegen ist, u. a. daraus ergeben, daß 
der Dieselkraftstoff schon jetzt bei uns rund 
40 Pfennig je Liter teurer ist als in den Nieder- 
landen? 

Stimmen Pressemeldungen, nach denen Bun- 
desminister Stoltenberg in Westerland erklärt 
haben soll, daß für das Programm Nord die 
Bundesmittel nicht, wie in der mittelfristigen 
Finanzplanung vorgesehen, Jahr für Jahr ver- 
mindert werden, sondern bis 1971 in Höhe des 
Durchschnittsbetrages der letzten fünf Jahre, 
also in Höhe von 28 Millionen DM erhalten 
bleiben? 
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61. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


62. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


63. Abgeordneter 

Büttner 


64. Abgeordneter 

Schmidhuber 


65. Abgeordneter 

Schmidhuber 


66. Abgeordneter 

Schmidhuber 


67. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


Stimmen Pressemeldungen, nach denen Bun- 
desministcr Stoltenberg in Westerland erklärt 
haben soll, daß das Programm Nord regional 
erweitert, auf die Ostkreise Schleswigs aus- 
gedehnt werden soll? 

Stimmen Pressemeldungen, nach denen Bun- 
desminister Stoltenberg in Westerland erklärt 
haben soll, daß den Bemühungen von Mini- 
sterpräsident Dr. Lemke Erfolg beschieden sein 
werde, den im Bundeshaushalt vorgesehenen 
Betrag von 260 Millionen DM für Bundeser- 
gänzungszuweisungen an finanzschwache Län- 
der wesentlich zu erhöhen? 


Wann rechnet die Bundesregierung mit der 
Verabschiedung des neuen Tierschutzgesetzes? 


Trifft der Bericht der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 17. November 1967 zu, daß sich 
die Vertreter Großbritanniens auf der Voll- 
versammlung der 14. Konferenz der FAO ge- 
gen die Zulassung von Deutsch als Arbeits- 
sprache gewandt haben? 

Welchen finanziellen Beitrag leistet Großbri- 
tannien für das Gesamtbudget, der FAO und 
welchen die Bundesrepublik Deutschland? 

Wie hoch ist der Anteil von Staatsangehöri- 
gen der Bundesrepublik Deutschland und 
Großbritanniens am akademisch vorgebildeten 
Personal der FAO? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Förde- 
rung des nunmehr zur Kenntnis gebrachten 
Projekts der Errichtung eines Nationalparks 
im Bayerischen Wald? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


68. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Geldner rung zu ergreifen, um eine bessere Transpa- 

renz der Beiträge und Leistungen im Bereich 
der Sozialversicherung herzustellen? 


69. Abgeordneter 

Picard 


Sieht die Bundesregierung das Recht auf Ar- 
beit ebenso wie das Streikrecht als durch die 
Verfassung geschütztes Grundrecht an? 


70. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vereinbar mit 

Picard dem Grundgesetz, wenn, wie z. B. während 

des Streiks in der hessischen Gummiindustrie, 
Arbeitswillige — z. T. mit Gewalt — an der 
Arbeit gehindert werden? 
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71. Abgeordneter Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 
Picard dafür zu sorgen, daß das Recht auf Arbeit von 

Arbeitswilligen während eines Streiks ausge- 
übt werden kann? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
wicklung der Arbeitslosigkeit im niederbaye- 
rischen Raum, insbesondere unter dem Ge- 
sichtspunkt von Massenentlassungen in der 
Dingolfinger Automobilindustrie, die, nach- 
dem bereits 1100 Arbeitnehmer in letzter Zeit 
ausgeschieden sind, weitere 620 Arbeitskräfte 
zum 31. Dezember 1967 entlassen will? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wie weit sich die Finanzsituation der 
Ortskrankenkassen seit der in der Fragestunde 
vom 30. Juni 1967 von der Bundesregierung 
mir erteilten Antwort und dem Schreiben des 
Bundesarbeitsministers vom 31. August 1967 
an mich geändert hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung auf Grund 
der unterschiedlichen finanziellen Situation der 
Ortskrankenkassen die Auswirkungen der 
Verlagerung eines großen Teils der Kosten für 
den Mutterschutz durch das Finanzänderungs- 
gesetz 1967 auf die Krankenkassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

75. Abgeordneter Wird der Bundesverteidigungsminister im Fragesteller hat sich mit 

Mommer Sinne meiner mündlichen Anfrage — Bundes- schriftlicher Beantwortung 

tagsdrucksache V/2236, Frage 55 - — und des einverstanden erklärt. 
Schreibens des Bundesernährungsministers 
vom 2. November 1967 für die kommenden 
Monate ein Kilo Apfel pro Kopf und Woche 
in die Verpflegung unserer Soldaten einfüh- 
ren? 

76. Abgeordneter Betrachtet der Bundesverteidigungsminister 

Schwabe die Bereitstellung eines Wehrdienstordens als 

angemessenen Ausgleich für unsere jungen 
Mitbürger, die eineinhalb Jahre der Familie, 
der Berufsarbeit und dem Studium entzogen 
werden oder bemüht er sich um einen gerech- 
teren Ausgleich durch die Verkürzung der 
Dienstzeit auf 15 oder 12 Monate, die den 
Truppenbestand nicht mindert, aber das für 
notwendig gehaltene Opfer auf einen größeren 
Teil der tauglich gemusterten Wehrpflichtigen 
verlagert? 

77. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Erweiterung des 

Sander Truppenübungsplatzes im Raum Stadtolden- 

dorf/Braak-Linnenkamp (Kreis Holzminden) 
für dringend erforderlich? 


74. Abgeordneter 

Sdimidt 

(Kempten) 


73. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


72. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 
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78. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es sich 

Sander bei dem für die Erweiterung des in Frage 77 

erwähnten Truppenübungsplatzes zur Enteig- 
nung vorgesehenen Gelände (ca. 520 Morgen) 
um intensiv genutztes Grünland handelt? 


79. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Stadtolden- 
Sander dorf die jetzige Einheit mit ihrer schweren 

Ausrüstung durch eine mit leichteren Waffen 
auszutauschen? 


80. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß in der Bum 
Ollesch desregierung Überlegungen darüber angestellt 

w'erden, die eben erst fertiggestellte portugie- 
sische Basis Beja wieder aufzugeben? 


81. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


Ist beabsichtigt, dem Antrag des örtlichen Aus- 
schusses für die Auflösung oder Verlegung des 
Bombenabwurfplatzes in Siegenburg, Land- 
kreis Kehlheim, zu entsprechen und eine Auf- 
lösung oder Verlegung des Abwurfplatzes im 
Interesse der betroffenen Bevölkerung vorzu- 
nehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


82. Abgeordneter 

Geldner 


83. Abgeordneter 

Jung 


84. Abgeordneter 

Ramms 


85. Abgeordneter 

Ramms 

86. Abgeordneter 

Richter 


87. Abgeordneter 

Richter 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag des Deutschen Reisebüroverbandes, dem 
Fremdenverkehr in Deutschland vom Bund 
aus neue Impulse zu geben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Wettbewerbsverzerrungen, durch die das 
Pfälzer Gebiet jetzt schon stark benachteiligt 
ist, nicht durch die beabsichtigte Verkehrsge- 
setzgebung noch zugunsten unserer EWG- 
Nachbarländer zu vergrößern? 

Gibt es keine technischen Möglichkeiten, um 
beim Bau vor allem neuer Stahlbrücken von 
vorneherein etwas gegen die gefährliche Glatt- 
eisbildung zu unternehmen, wie sie beispiels- 
weise bei der Bonner Reuterbrücke im Zuge 
der EB 9 immer wieder zu beobachten ist? 

Welche Unfallursachen sind nach der Statistik 
häufiger als Alkoholeinfluß? 

In welchem Stadium befinden sich die Planun- 
gen für die Verlegung der Bundesstraßen 27, 
37 und 292 im Raum Neckarelz- — Diedesheim 
und Obrigheim? 

Wird das Planfeststellungsverfahren in dem 
in Frage 86 genannten Raum jetzt eingeleitet, 
nachdem das Ergebnis der Untersuchungen der 
Bundesanstalt für Gewässerkunde jetzt vor- 
liegt? 


Drucksache V/2299 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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88. Abgeordneter 

Richter 

Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, umgehend 
die Pfeiler und Brückenwiderlager der ehema- 
ligen Eisenbahnbrücke bei Obrigheim zu be- 
seitigen, da vor allem das Brückenwiderlager 
auf der Obrigheimer Seite den Ausbau der 
Landstraße 588 erheblich hemmt? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

89. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
laut Presseberichten in Rheinland-Pfalz die 
Bundesbahndirektion in Mainz aufgelöst wer- 
den soll und damit die einzige Bundesbahn- 
direktion im Lande Rheinland-Pfalz wegfallen 
würde? 


90. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn ^ 
die Einstellung des Personenverkehrs auf der 
Strecke Stockach — Meßkirch beabsichtigt, ob- 
wohl sich die Landesregierung von Baden- 
Württemberg dagegen ausgesprochen hat? 


91. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

Falls Frage 90 bejaht wird: Wird der Bundes- 
verkehrsminister die Einstellung genehmigen 
oder einspruchslos hinnehmen, obwohl ein 
Fördergebiet betroffen ist? 

Fragesteller hat sich mit 
> sdiriitlicheT Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

92. Abgeordneter 

Dr. Häfele 

Wird die Bundesregierung im Falle der Ein- 
stellung des Personenverkehrs auf der Strecke 
Stockach — Meßkirch dafür sorgen, daß durch 
einen verstärkten Straßenbau der für das För- 
dergebiet notwendige Ausgleich geschaffen 
wird? ^ 


93. Abgeordneter 

Ramms 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang einzelne Länder ihre Zuweisungen 
für den gemeindlichen Straßenbau in diesem 
Jahr gekürzt haben wegen der vom Bund zur 
Verfügung gestellten 660 Millionen DM aus 
dem Mineralölsteueraufkommen? 


94. Abgeordneter 

Kubitza 

In welcher Länge ist das deutsche Autobahn- 
netz von annähernd 3600 Kilometern z. Z. 
überholungsbedürftig? 


95. Abgeordneter 

Peiter 

Wie steht das Bundesverkehrsministerium zu 
der Frage, ausländische Kraftfahrer mit einem 
Handzettel über die wichtigsten innerdeut- 
schen Verkehrsregeln, insbesondere über die 
Regelung bei den Baustellen der Autobahnen, 
zu informieren? 


96. Abgeordneter 

Ollesch 

Welchen konkreten Hintergrund haben Ver- 
öffentlichungen, wonach der Bundesverkehrs- 
minister vorgeschlagen hat, 40 000 bis 60 000 
von Zechenstillegungen betroffene Bergleute 
sollten etwa 20 Jahre lang Straßen und Un- 
terpflasterbahnen im Ruhrgebiet bauen? 
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97. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt wird der Neubau 
Dr. Frerichs der Bundesautobahnstrecke Krefeld — Ludwigs- 

hafen im Streckenabschnitt Kreuz Köln-West 
bis Grenze Nordrhein-Westfalen/Rheinland- 
Pfalz (Gelsdorf) fertiggestellt sein? 


98. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
Weigl Stellung des Bezirkstages der Oberpfalz, daß 

es nicht angehen kann, den Bestand der Bun- 
desbahndirektion Saarbrücken mit der Rand- 
lage dieser Direktion zu begründen, mit dem 
gleichen Argument aber die Auflösung der 
Direktion Regensburg zu fordern? 


99. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesbahndirektion 
Weigl Regensburg wesentlich wirtschaftlicher arbei- 

tet als die Bundesbahndirektion Nürnberg, 
also durch die Erweiterung des Direktions- 
bereiches von Nürnberg eine weitere Verstär- 
kung des Gefälles zu erwarten ist? 


100. Abgeordneter In welcher Weise wird das Bundesverkehrs- 
Dr. Hauser ministerium schnellstens der Verkehrsnot im 

(Sasbach) Stadtgebiet von Gernsbach/Murgtal begegnen, 

nachdem in den letzten Jahren auf dem sehr 
gefährlichen Straßenstück der Bundesstraße 
462 im Stadtzentrum sieben Menschen ein 
Opfer des Straßenverkehrs geworden sind, 
und erst am 19. Oktober 1967 der Unfalltod 
eines achtjährigen Schulkindes die Unhaltbar- 
keit der derzeitigen Straßenverhältnisse er- 
wiesen hat? 


101. Abgeordneter Könnte nicht, nachdem Entwürfe zu einer Ent- 
Dr. Hauser lastung des Straßenverkehrs im Stadtkern von 

(Sasbach) Gernsbach/Murgtal vorliegen, die einen zeit- 

raubenden und kostspieligen Ausbau der Bun- 
desstraße 462 erfordern, eine schnellere Lö- 
sung des schwierigen Problems in der Art 
eines Zwischenausbaues gefunden werden, um 
die Unfallgefahr auf diese Weise wenigstens 
solange wesentlich zu verringern, bis die ge- 
plante Umgehungsstraße fertig gestellt ist? 


102. Abgeordneter Werden für die im Zuge des Ausbaus der 

Dr. Hauser Bundesstraße 462 vorgesehene und hoffentlich 

(Sasbach) sehr bald in Angriff zu nehmende Umgehungs- 

straße von Gernsbach/Murgtal Mittel in dem 
Umfang zur Verfügung gestellt, daß dieser Bau 
in absehbarer Zeit durchgeführt werden kann? 


103. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es von 
Dr. Huys dem jeweiligen Bahnhofsvorsteher abhängt, 

ob ein Fahndungsplakat im Bahnhofsgebäude 
ausgehängt werden darf? 
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104. Abgeordneter Sieht der Bundesverkehrsminister eine Mög- 

Schwabe lichkeit, für den modernen Reiseomnibus mit 

starkem Motor und mit hoch dimensionierten 
Bremsen die Höchstgeschwindigkeit auf den 
Bundesautobahnen auf lOOkm/st. festzusetzen, 
um die dringend notwendige Entflechtung aus 
dem Lastwagenverkehr zu fordern? 

105. Abgeordneter Teilt der Bundesverkehrsminister die Auffas- 

Schwabe sung, daß der derzeitige strangulierende Eng- 

paß bei der Verbindung der Autobahnen 
Nürnberg — München und München — Salzburg 
im Münchener Vorortbereich auf den inter- 
nationalen Tourismus geradezu abschreckend 
wirkt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


106. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die derzeitige 

Dr. Emde Gebührenberechnung im Fernsprechverkehr an 

gesetzlichen Feiertagen dahin gehend zu än- 
dern, daß künftig nicht mehr in allen anderen 
Bundesländern Werktagsgebühren erhoben 
werden müssen, nur weil in einem Bundes- 
land der gesetzliche Feiertag teilweise nicht 
begangen wird? 

107. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß, laut 

Dr. Huys Nordschau des NDR vom 21. November 1967, 

der Bundespostminister ein Aufhängen von 
Fahndungsplakaten in Postämtern aus ästhe- 
tischen Gründen ablehnt? 


108. Abgeordneter Warum darf eine Fernseh-Rundfunk-Empfangs- 
Matthöfer anlage nicht schon nach Einzahlung der Ge- 

bühr, sondern erst nach Zustellung der Fern- 
seh-Rundfunk-Genehmigungsurkunde betrie- 
ben werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


109. Abgeordneter Inwieweit hat die Zweite Europäische Welt- 
Flämig raumkonferenz vom Juli dieses Jahres den 

Vorschlägen der Empfehlung 495 (1967) der 
Beratenden Versammlung des Europarates 
Rechnung getragen? 
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110. Abgeordneter Welche Fortschritte wurden auf der Zweiten 
Berkhan Europäischen Weltraumkonferenz im Juli die- 

ses Jahres hinsichtlich des organisatorischen 
Zusammenschlusses von ELDO, ESRO und 
CETS erzielt, der nach Auskunft des Bundes- 
ministers für wissenschaftliche Forschung vom 
10. Februar 1967 (Drucksache V/1437) von der 
Bundesregierung für notwendig gehalten wird? 


111. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Kon- 
Dichgans ferenz der Kultusminister anzuregen, daß drei 

Monate vor Beginn jeden Semesters öffentlich 
bekanntgegeben wird, welche Fakultäten in 
welchen Universitäten vom folgenden Seme- 
ster ab Ausbildungen anbieten, deren zeitli- 
cher Aufbau den Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrates entspricht? 


112. Abgeordneter Welche Gründe haben das Bundesministerium 
Moersch für wissenschaftliche Forschung veranlaßt, Un- 

terstützungen für die Forschungsgebiete der 
Isotopen- und Strahlentechnik, die z. B. im 
Deutschen Kunststoffinstitut in Darmstadt seit 
zehn Jahren mit Förderungsbeiträgen unter- 
stützt worden sind und zum Aufbau einer 
eigenen Abteilung führten, kurzfristig zu kün- 
digen, obwohl allgemein bekannt sein dürfte, 
daß es in derartigen Fällen keine Verträge 
mit Forschern gibt, die eine sechswöchige Kün- 
digungsfrist enthalten? 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


113. Abgeordneter 

Varelmann 


Von welchem Bundesministerium werden z. Z. 
die höchsten Raummieten gezahlt? 


114. Abgeordneter 

Varelmann 


Wie hoch lautet der in Frage 113 erwähnte 
Zahlbetrag? 


115. Abgeordneter 

Varelmann 


An welche Vermieter werden die in Frage 113 
erwähnten Spitzenmieten gezahlt? 


Bonn, den 24. November 1967 
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